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treit über Ta esmütter- teuer
Entscheidung über Steinbrücks Plan nach Protesten aus Familienministerium verschoben

Von Nadja Erb

Eigentlich hatte alles ganz har­
monisch .begonnen: Die Fi­

nanzbehörden der Länderwollten
die steuerlichen Unterschiede zwi­
schen privat vermittelten und
vom Jugendamt beauftragten Ta­
gesmüttern aufheben. Eine Ar­
beitsgruppe aus Finanzexperten
von Bund und Ländern handelte
eine entsprechende Neuregelung
aus, die Bundesminister Peer
Steinbrück (SPD) im Mai präsen­
tierte. Danach sollten die rund
30 000 öffentlich vermitteltenTa­
gesmütter und -väter von Januar
2008 an ebenso Steuern zahlen
wie ihre Kollegen aus dei Privat­
wirtschaft. So weit, so gut.

Von der Leyen protestiert
Doch dann brach der Protest der
Familienpolitiker los, Steinbrücks
Pläne seien "der falsche Weg",
heißt es aus dem Ministerium Ur­
sulavonderLeyens (CDU). Sie tor­
pedierten den geplanten Ausbau,
fürchten die Kritiker. Die Familien­
ministerin schlugvor, aufBesteue­
rung bis 2013 zu verzichten - ver­
bunden mit dem Hinweis, dass
man um das Betreuungsangebot
für unter Dreijährige auszuwei­
ten, auch neueTagesmüttergewin­
nenmüsse.

Ihr Widerstand hat inzwischen
wiederum die Finanzminister der
Länder erreicht. In ihrer Korife­
renz am Donnerstagabend sahen
sie sich außerstande, die geplante
Neuregelung zu beschließen. In ei­
ner Arbeitsgruppe wollen sie ge­
meinsam mit ihren Kollegen aus
den SoziaIministerien nochmals
über die Pläne beraten - und ge­
nau untersuchen, welche Konse­
quenzen die neue Steuerpflicht
für die Betroffenen hat.

Knackpunkt der neuen Regel
ist nach Ansicht der Experten
nicht die Steuerlast, sondern die
sich daraus ergebenden Sozialab­
gaben. Die Steuerlast fällt wegen
der auf300 Euro angehobenenBe­
triebskostenpauschale kaum ins
Gewicht. Nach Schätzungen des
Bundesverbands für Kinderbetreu­
ung inTagespflege erhalten die Ta­
gesmütterderzeitjenachKommu­
ne zwischen 1,70 und 2 Euro pro

Privat vermittelte Tagesmütter
müssen schon jetzt ihr Honorar als
Selbstständige versteuern - falls es
über einer Pauschale von 245,52 Euro
pro Kind liegt.

Die Beihilfen für Tagesmütter, die
vom Jugendamt vermittelt werden und
maximal fünf Kinder betreuen, waren
bishersteuerfrei. Sie sollen künftig
ebenfalls voll besteuert werden. Dafür
soll die Pauschale für Betriebskosten
auf 300 Euro angehoben werden.

Shmde und Kind. Bei acht Stun­
den am Tag sind das 310 bis 370
Euro im Monat. Damit müssten sie
maximal 70 Euro versteuern.

Mit der Steuerpflicht fallen al­
lerdings auch Sozialversiche­
rungsbeiträge an. Die Tagesmüt­
ter können unter Umständen
nichtmehr familienversichert blei­
ben, müssen als Selbstständige
denvollenRentenbeitrag allein be­
zall1en- alles in allem eine Belas­
tung von mehreren hundert Euro.

"Dafür ist derVerdienstzunied­
rig'~ sagte Klaus-Dieter Zülke, Ge­
schäftsführer des Tagespflegever­
bands der FR. "Wir fordern seit
Jahren, dass die Tagespflege sozi­
alversicherungspflichtig wird,
dann müssen aber die Stundenlöh­
ne entsprechend angepasst wer­
den." Da die Neuregelung das
nicht vorsehe, werde die ohnehin
schon unterbezahlte Tagespflege
noch unattraktiver. "Viele Fach­
kräfte werden unter den Bedin­
gungen nicht mehr arbeiten", pro­
phezeite Zillke.

Raus aus der Diskussion
Führende Familienpolitiker beur­
teilen das ähnlich und sind froh
über den Rückzug der Länder-Fi­
nanzminister. Johannes Singham­
mer, familienpolitischer Spreclier
der Unionsfraktion, nannte deren
Entschluss, das Thema zu verta­
gen, ein "richtiges Signal". "Solan­
ge wir händeringend nach qualifi­
zierten Tagesmüttern suchen, ist
eine solche öffentliche Diskussion
um deren Besteuerung ungeeig­
net", sagte Singhammer der FR.
Sie verunsichere die Menschen,
die über eine Arbeit in der Tages­
pflege nachdenl<en.

Die SPD-Familienexpertin Ni­
colette Kressl wertete die zweite
Berahmgsrunde als Chance,
"über Wert und Qualifikation von
Tagesmüttern und -väternnachzu­
denken". Im Gespräch mit der FR
bezweifelte Kressl allerdings, dass
die Tagesmütter durchdie geplan­
te Neuregelung allzu negativ ge­
troffen würden. Die stellvertreten­
de SPD-Fraktionsvorsitzende
wies in diesem Zusammenhang
daraufhin, dass es auch bei der So­
zialversicherung von Tagesmüt­
tern Freibeträge gebe.
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